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Nachrichten

Am Sonntag Stichwahlen
in sechs Kantonen

Bern. Am 15. November geht in sechs
Kantonen die Ständeratswahl in die
zweite Runde. Im Tessin und in Luzern
haben die Bisherigen gute Chancen
auf eine Wiederwahl, während es in
St.Gallen, Solothurn und Obwalden
knapp werden könnte. In Bern gilt als
sicher, dass die beiden Bisherigen,
Werner Luginbühl (BDP) und Hans
Stöckli (SP), bestätigt werden. Dass es
zum zweiten Wahlgang kommt, liegt
am parteilosen Bruno Moser. SDA

Bundesgericht zur
Unterhaltspflicht
Lausanne. Eine unterhaltspflichtige
Person muss dem geschiedenen Part-
ner Beiträge zahlen, wenn dieser in
Pension geht und mit der eigenen
Rente den bisherigen Lebensstandard
nicht bestreiten kann. Dies gilt auch
dann, wenn der berechtigte Partner
zwischen Scheidung und Pensionie-
rung selbst für den Lebensunterhalt
aufkommen konnte, wie das Bundes-
gericht entschieden hat. SDA

SAC kritisiert Pläne für
zweiten Nationalpark
Splügen (GR). Der Schweizer Alpen-
Club (SAC) und der Schweizer Berg-
führerverband (SBV) kritisieren die
Pläne für einen zweiten Nationalpark in
Graubünden und im Tessin. Das Regel-
werk des Parc Adula ist den Verbänden
zu rigide. Der Bergsport werde «unver-
hältnismässig eingeschränkt». Wenn
neue Nationalpärke von der regionalen
Bevölkerung getragen würden, dann
unterstützten SAC und SBV solche
Projekte, teilten die Verbände mit. SDA

Haftstrafe für Datendieb
Falciani gefordert
Bellinzona. Im Prozess gegen den
mutmasslichen Datendieb Hervé Fal-
ciani hat der Vertreter der Bundesan-
waltschaft (BA) eine unbedingte Haft-
strafe gefordert. Falciani werden
wirtschaftlicher Nachrichtendienst,
unbefugte Datenbeschaffung und Ver-
letzung des Bankgeheimnisses vorge-
worfen. Falciani als Whistleblower zu
bezeichnen sei eine Beleidigung dieser
Informanten, sagte der Vertreter der
Bundesanwaltschaft. SDA

Kommission für indirekte
Presseförderung
Bern. Der Bund soll die Zustellung von
Zeitungen auch in Zukunft verbilligen.
Die Kommission für Verkehr und Fern-
meldewesen des Ständerates will den
Bundesrat beauftragen, an der indirek-
ten Presseförderung festzuhalten. Mit
neun zu einer Stimme beantragt die
Kommission, eine entsprechende
Motion von Nationalrätin Christine Bul-
liard (CVP, FR) anzunehmen. Die
Motion war mit Blick auf ein Sparpro-
gramm eingereicht worden, welches
das Parlament verabschiedet hat. SDA

St.Galler SVP-Politiker
freigesprochen
Altstätten (SG).Marcel Töltl, SVP-
Politiker aus St.Margrethen (SG), ist am
Freitag vom Kreisgericht Rheintal vom
Vorwurf der Rassendiskriminierung
freigesprochen worden. Der Präsident
der SVP-Ortspartei hatte sich in einem
persönlichen Blog abfällig über Flücht-
linge geäussert. «Gerade Flüchtlinge
aus Eritrea und Syrien, welche nach-
weislich einen sehr tiefen Länder-IQ
haben, sind in unserem Land, wirt-
schaftlich gesehen, fehl am Platz»,
schrieb der 54-Jährige im Februar. SDA

SVP hätte fünf Sitze
mehr holen können
Bern/Zürich. Der Wahlsieg der bür-
gerlichen Parteien hätte mit mehr Pro-
porzglück noch viel höher ausfallen
können. Hätten SVP und FDP besser
gerechnet, wären sie mit sieben
zusätzlichen Sitzen im neu zusammen-
gesetzten Nationalrat vertreten. Alleine
die SVP verlor wegen Listenverbindun-
gen fünf Sitze. Dies zeigt eine Analyse
des Politologen Daniel Bochsler von
der Universität Zürich. SDA

PestizidbereitetderPolitikSorgen
Das weitverbreitete Glyphosat soll krebserregend sein – Kommission verlangt Abklärungen

Von Daniel Ballmer, Bern

Die nationalrätliche Wissenschaftskom
mission macht sich Sorgen. Und des
halb will sie es ganz genau wissen. Wäh
rend internationale Behörden über die
Gefährlichkeit des Unkrautvertilgers
Glyphosat streiten, möchte sie wenigs
tens die Verbreitung in der Schweiz klä
ren. Mit 13 gegen zehn Stimmen hat sie
gestern beschlossen, den Bundesrat mit
einer Untersuchung zu beauftragen.

Es tötet jede Pflanze ab. Glyphosat
als Herbizid wird weltweit am meisten
verspritzt. Auch in der Schweiz wird es
seit 40 Jahren rege gebraucht. Mit dem
Pflanzenschutzmittel werden Obst
bäume, Felder und Reben besprüht.
Aber auch in Privatgärten, auf Gleis
anlagen oder an Bahndämmen findet es
Verwendung. Glyphosat ist der meist
verkaufte Wirkstoff und findet sich in
über 70 Herbizidprodukten. Die ver
kaufte Menge nimmt laufend zu. Mitt
lerweile wird sie vom Bund auf jährlich
rund 300 Tonnen geschätzt.

Der Verdacht besteht schon lange
Bereits im Frühling hatten die Grü

nen Alarm geschlagen und im Parla
ment gleich ein ganzes Vorstosspaket
eingereicht. Sie fordern den Bundesrat
auf, den Vertrieb von Glyphosat und
glyphosathaltigen Produkten sofort zu
sistieren. Gleichzeitig sollen die Lang
zeitrisiken fürMensch, Tier undUmwelt
umfassend abgeklärt werden. Grund:
Die Internationale Agentur für Krebs
forschung der Weltgesundheitsorgani
sation WHO hat eine Neubewertung
vorgenommen und Glyphosat als
«wahrscheinlich krebserregend für
Menschen» eingestuft. Und weiter: Es
gebe begrenzte Nachweise an Men
schen und ausreichend Nachweise an
Tieren für ein Gefährdungspotenzial.

Für die Grünen ist klar: Wenn Gifte
krank machen, müssen sie sofort aus

dem Verkehr gezogen werden. Der Ver
dacht,dassGlyphosatauchfürden Men
schen schädlich sein könnte, besteht
schon lange. Die WHOStudie habe es
lediglich bestätigt. Nur mit einer sofor
tigen Sistierung seien die Langzeit
risiken in aller Ruhe abzuklären. Denn
bisher fehlen Langzeitstudien. Doch:
Auswirkungen im Ökosystem und auf
den Menschen würden schleichend er
folgen, betonen die Grünen. Deshalb sei
es höchste Zeit zu handeln.

Der Bauernverband zeigte sich da
bisher deutlich zurückhaltender: Noch
sei gar nichts erwiesen. Aber das Thema
werde natürlich ernst genommen.

«Schliesslich wollen wir nicht die Ge
sundheit gefährden», hatte Markus Rit
ter bereits im Mai gegenüber der BaZ
betont. Für denPräsidentendes Schwei
zerischen Bauernverbands und St.Gal
ler CVPNationalrat ist klar: «Sollte sich
ein Pestizid als schädlich erweisen, ist
es richtig, dieses zu verbieten.» Aller
dings würden in der Schweizer Land
wirtschaft ohnehin relativ wenig Pesti
zide versprüht, betont Ritter.

Das sieht man beim Bundesamt für
Landwirtschaft allerdings anders. Eine
Studie von 2013 zeigt auf, dass die ge
kaufte Menge an Pestiziden pro Hektare
landwirtschaftliche Nutzfläche in der

Schweiz sogar höher ist als in Deutsch
land, Österreich und Frankreich. Würde
Glyphosat tatsächlich verboten, müss
ten sich die Bauern nach Alternativen
umschauen. So weit ist es für Ritter aber
noch nicht. Immerhin habe die EU das
Unkrautvertilgungsmittel bisher als
ungefährlich eingestuft. Zuerst brauche
es fundierte Untersuchungen.

Bund wartet bisher ab
Auch beim Bundesamt für Lebens

mittelsicherheit und Veterinärwesen
(BLV) liess man sich bisher nicht aus der
Ruhe bringen. Die Einschätzung der
WHOAgentur sei zur Kenntnis ge
nommen worden. Es brauche aber wei
tereÜberprüfungen, um entscheiden zu
können, ob Handlungsbedarf besteht.
Ähnlich urteilt in Deutschland das Bun
desinstitut für Risikobewertung: Auf
grund des WHOKurzberichts sei die
Einstufung von Glyphosat als krebserre
gend schlecht nachvollziehbar.

Die Nationalratskommission will
nun aber auf Nummer sicher gehen.
Und sie will nicht länger warten. Unter
sucht werden sollen unter anderem die
Glyphosatrückstände in Lebensmitteln,
im Tierfutter und im Gewebe von Nutz
tieren. Auch die Bevölkerung soll getes
tet werden. Gleichzeitig soll der Bun
desrat einen Überblick über den Gly
phosateinsatz in der Schweiz schaffen
und mögliche Alternativen ausarbeiten.
In den Diskussionen um das Unkraut
vertilgungsmittel hat sich dieser bisher
ebenfalls zurückhaltend geäussert.

Eines jedenfalls steht für Bauernprä
sident Ritter fest: Ein totales Pestizid
verbot wäre völlig unverhältnismässig:
Pflanzenschutzmittel würden helfen,
die Erträge und die Qualität zu sichern.
Darum seien sie wichtig in der Land
wirtschaft. Ohne Pestizide wären die
Erträge wesentlich kleiner. Dies würde
dazu führen, dass die Produkte auf dem
Markt teurer würden.

Neu erschienen

Eine Festschrift
nicht nur für Freunde
VonHansjörgMüller

Die Festschrift ist insofern eine proble
matische Gattung, als sie sich dem
Rezensenten verweigert: Gross sind
meist die Unterschiede in Qualität und
Thematik der einzelnen Beiträge. Über
schwängliches Lob ist daher in der
Regel ebenso wenig möglich wie eine
Verdammung in Bausch und Bogen.

Eine Frage kann gleichwohl beant
wortet werden: Erfüllt eine Festschrift
einen Zweck, der über die Ehrung des
Jubilars und die Selbstdarstellung der
Herausgeber und Autoren hinausgeht?
Anders gesagt: Hat der Leser etwas
davon? Wendet man dieses Kriterium
an, darf die Festschrift, die Konrad
Hummler und Alberto Mingardi zum
85. Geburtstag des Financiers, Unter
nehmers und zeitweiligen BaZVerle
gers Tito Tettamanti herausgegeben
haben, als gelungen betrachtet werden.

Unter den Autoren finden sich Aka
demiker, Journalisten und Politiker, die
meisten von ihnen entstammen einem
liberalen bis libertären Umfeld und
gehören dem Verein Zivilgesellschaft
an, dessen Ehrenmitglied Tettamanti
ist. Die Mitwirkung des früheren polni
schen Finanzministers Leszek Balcero
wicz sowie Mathias Döpfners, des
Chefs des deutschen AxelSpringerVer
lags, künden davon, wie gut der Jubilar
auch international vernetzt ist (sämtli
che Texte liegen auf Englisch vor, nicht
etwa auf Italienisch oder Deutsch).

Literarisch am interessantesten ist
der Beitrag von Daniel de Roulet, dem
Westschweizer Schriftsteller. Er stellt
Tettamanti, «den dritten Musketier», in
eine Reihe mit zwei anderen Tessinern,
die ebenfalls in die Welt hinauszogen,
nach London und Peru, um schliesslich,
vom Heimweh geplagt, als gemachte
Männer zurückzukehren.

Zählt man das Vorwort hinzu, ver
sammelt der Band 39 Beiträge. Einige
davon, etwa Kevin Dowds Überlegun
gen zur Finanzmarktregulierung oder

Rainer J. Schweizers Aufsatz über die
Entstehung des Kantons Bellinzona am
Ende des 18. Jahrhunderts, tauchen
tief in den Bereich der Spezialinteres
sen ein. Doch immer wieder geht es
auch ums grosse Ganze, etwa wenn
sich Robert Nef kluge Gedanken über
die Vorteile der Subsidiarität macht,
ein Konzept, das heute im Grossen
(Europa) wie im Kleinen (Schweiz)
unter Druck zu stehen scheint.

Dem Wesen des Jubilars am nächs
ten kommt womöglich die Zürcher Phi
losophin Ursula Pia Jauch: Sie geht aus
von Überlegungen Arthur Schopenhau
ers, wonach Aristoteles die Segnungen
des menschlichen Lebens in drei Klas
sen eingeteilt habe: was einer ist, was
einer hat und was einer in den Augen
der anderen repräsentiert. Auf das
dritte Merkmal zu fokussieren, sei
gefährlicher, als nach Reichtum zu stre
ben, mache es den Menschen doch auf
Gedeih und Verderb abhängig vom
Urteil anderer. Der einzige Ausweg aus
diesem Dilemma liege in einem intrin
sischen Faktor, der Heiterkeit. Und hei
ter, so Jauch, könne es werden, wenn
die Grenzen zwischen den Fakultäten
fielen und sich unter den Anwälten und
Financiers Philosophen fänden.

Tito Tettamanti ist ein Mann, der
die Debatte sucht, auch und gerade mit
Andersdenkenden. Insofern ist seiner
Festschrift Verbreitung über seinen
Freundes und Bekanntenkreis hinaus
zu wünschen. Sollte dieser Artikel dazu
beitragen, darf sich der Rezensent als
nicht völlig gescheitert betrachten.

Konrad Hummler
und Alberto Mingardi
(Hg.): «Europe, Switzer-
land and the Future of
Freedom». IBL Libri,
Turin 2015, 502 Seiten,
ca. Fr 40.–.

Mario Fehr stellt Bedingungen
Zürcher SP-Regierungsrat fordert Juso zum Nachgeben auf

Zürich. Der Zürcher Regierungsrat
Mario Fehr, der im Zuge einer Strafan
zeige seine Mitgliedschaft bei der SP sis
tiert hat, stellt Bedingungen für eine
Rückkehr: Die Anzeige müsse vom Tisch
und ein solches Vorgehen müsse von der
Partei künftig unterbunden werden.

Anfang November wurde publik,
dass Fehr im Zuge der Affäre seine Par
teimitgliedschaft sistiert hat. Im Juli
hatten zwei Mitglieder der Jungsozialis
ten (Juso) Strafanzeige gegen Fehr ein

gereicht und von einem «illegalen Kauf
und der illegalen Verwendung eines
Staatstrojaners» gesprochen.

Am Donnerstag hatte es die
Geschäftsleitung des Zürcher Kantons
rats abgelehnt, die Immunität Fehrs auf
zuheben. Dies wäre nötig gewesen, um
ein Strafverfahren zu eröffnen. Damit sei
eindeutig festgestellt, dass er korrekt
gehandelt habe, sagte Fehr. Für eine
Normalisierung des Verhältnisses müsse
diese Anzeige vom Tisch sein. SDA

Heks, dieBaZund Israel
Die Basler Zeitung und das Hilfswerk
der Evangelischen Kirchen Schweiz
(Heks) haben am 27. Oktober einen
Vergleich geschlossen, nachdem das
Heks gegen die BaZ beim Basler Zivil
gericht ein Schlichtungsgesuch einge
reicht und die vollständige Löschung
eines Artikels von Gastautor David
Klein verlangt hatte, in dem unter
anderem Bezug genommen wurde auf
ein ganzseitiges teures NZZInserat,
mit dem das Heks einen Schweizer
Grossverteiler ausführlich dafür gelobt
hatte, dass er Produkte aus von Israel
besetzten palästinensischen Gebieten
kennzeichnen will. Autor David Klein
hatte darin einen Akt gegen Israel
erkannt.

Im Vergleich zwischen der BaZ und
dem Heks wurde wörtlich Folgendes
festgehalten: «Gastautor David Klein
hat in der Basler Zeitung vom 25. März
2015 geschrieben: «Heks verstösst
gegen das eigene Stiftungsstatut und
veruntreut Spendengelder ...» Die Bas
ler Zeitung hält fest, dass Heks keine
Spendengelder veruntreut hat und dass
diese Behauptung unkorrekt ist. «Die
Basler Zeitung nimmt zudem zur
Kenntnis, dass gemäss dem Schreiben
der Eidgenössischen Stiftungssaufsicht
vom 9. Juli 2013 Heks seinen Stiftungs
zweck im Zusammenhang mit einem

Inserat betreffend Grossverteiler nicht
verletzt hat.» Als Folge der Schlich
tungsverhandlung wurde im BaZAr
chiv und im Internet ein einziger Satz
aus Kleins Artikel gelöscht.

Das Heks ist nun entgegen einer
anderslautenden Beteuerung ihres
Direktors am Rande der Schlichtungs
verhandlung mit einem Communiqué
an die Medien gelangt, in welchem
behauptet wird, die BaZ habe mit dem
Vergleich insgesamt die korrekte Arbeit
und Glaubwürdigkeit des Heks im
Zusammenhang mit den Projekten in
Israel/Palästina anerkannt. Diese Inter
pretation ist falsch. Der Inhalt des Ver
gleichs bezieht sich ausschliesslich auf
die zweifelhafte Inserateaktion des
Heks zugunsten eines Grossverteilers.

Der Hekskritische Artikel von Autor
Klein, dessen ganze Löschung vom
Heks vergeblich verlangt wurde, kann
auch nach der Kürzung um einen einzi
gen Satz nach wie vor online und im
Archiv der BaZ abgerufen werden. Auch
ist es dem Heks nicht gelungen, seine
Anwaltskosten auf die BaZ zu überwäl
zen.

Der Aufforderung der BaZ, die
Medienmitteilung mit der falschen
Interpretation zurückzuziehen oder zu
korrigieren, wollte das Heks leider nicht
nachkommen. -en

Richtigstellung

Unklares Risiko. Hierzulande werden pro Hektare mehr Pestizide eingesetzt als
in Frankreich oder Deutschland. Die gesundheitlichen Folgen sind unklar.


